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Hansestadt Stendal Vorlage Datum: 24.08.2022

Amt: 13 - Büro des Oberbürgermeisters Drucksachennummer: Öffentlichkeitsstatus:
öffentlich

Az.: VII/0743

TOP: Beitritt Initiative Lebenswerte Städte durch angemessene Geschwindigkeiten – eine neue
kommunale Initiative für stadtverträglicheren Verkehr

Auswirkungen auf die Ortschaften der Hansestadt Stendal:
Belange der Ortschaften werden berührt. ja X nein
Die betroffenen Ortschaftsräte werden angehört. ja X nein

Beratungsfolge: Beratungsergebnis:

Haupt- und Personalausschuss am: 14.09.2022
Stadtrat am: 04.10.2022

Finanzielle Auswirkungen:
Finanzierung ja Gesamtbetrag: Euro X nein
Wenn ja Produktkonto Betrag
Produktkonto (Ermächtigung) Euro

Ergebnisplan
Mehr-, Minderaufwendungen Euro
Mehr-, Mindererträge Euro
Finanzplan
Mehr-, Minderausgaben Euro
Mehr-, Mindereinnahmen Euro

Folgekosten: X nein
ja Gesamtbetrag Euro
jährlich Betrag Euro ab Jahr
einmalig Betrag Euro im Jahr

Sichtvermerk der
Kämmerin:

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat der Hansestadt Stendal beschließt, sich als Unterstützer der Initiative
„Lebenswerte Städte durch angemessene Geschwindigkeiten – eine neue kommunale
Initiative für städteverträglichen Verkehr“ anzuschließen.

Begründung:

Auf der Kreistagssitzung vom 11.07.2022 ist der Landkreis Stendal als erster Landkreis
dieser Initiative beigetreten. Als Zeichen der engen Zusammenarbeit zwischen dem
Landkreis und der Hansestadt Stendal wird das Ziel verfolgt, dass auch die Hansestadt
Stendal sich dieser Initiative anschließt.

Mit Beitritt zur Initiative soll erklärt werden:

1. Wir bekennen uns zur Notwendigkeit der Mobilitäts- und Verkehrswende mit dem Ziel, die
Lebensqualität in unseren Städten zu erhöhen.
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2. Wir sehen Tempo 30 für den Kraftfahrzeugverkehr auch auf Hauptverkehrsstraßen als
integrierten Bestandteil eines nachhaltigen gesamtstädtischen Mobilitätskonzepts und einer
Strategie zur Aufwertung der öffentlichen Räume.

3. Wir fordern den Bund auf, umgehend die rechtlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen,
dass die Kommunen im Sinne der Resolution des Deutschen Bundestags vom 17.01.2020
ohne weitere Einschränkungen Tempo 30 als Höchstgeschwindigkeit innerorts dort anordnen
können, wo sie es für notwendig halten.

4. Wir begrüßen ein vom Bund gefördertes begleitendes Modellvorhaben, das wichtige
Einzelaspekte im Zusammenhang mit dieser Neureglung vertieft untersuchen soll (u. a. zu
den Auswirkungen auf den ÖPNV, zur Radverkehrssicherheit und zu den Auswirkungen auf
das nachgeordnete Netz), um ggf. bei den Regelungen bzw. deren Anwendung nachsteuern
zu können.

Bastian Sieler
Oberbürgermeister

Anlagenverzeichnis:

- Positionspapier Städteinitiative
- Liste Initiativ- und Unterstützerstädte


